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Ministerpräsidentenkonferenz – 25. Juni 2026 
Reform der Trassenpreise im Eisenbahnverkehr und 
Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs

mit großer Aufmerksamkeit verfolgen wir die Befassung der Länder mit der Reform der 
Trassenpreise der Bahnen des Bundes und insbesondere der Finanzierung des Schienen- 
personennahverkehrs im Rahmen der bevorstehenden Ministerpräsidentenkonferenz. 
Vor diesem Hintergrund begrüßen wir ausdrücklich, dass die Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder die Thematik aufgreifen und die im Beschlussvorschlag der 
Konferenz der Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien vom 21. Mai 2026 
aufgezeigten Herausforderungen adressieren. 

Der Bund hat sich im Koalitionsvertrag zu einer Novellierung des Trassenpreissystems 
verpflichtet. Mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 19. März 2026, das die 
bisherige Trassenpreisbremse im Schienenpersonennahverkehr für unionsrechtswidrig 
erklärt hat, ist eine grundlegende Reform des Trassenpreissystems nunmehr nicht nur 
politisch geboten, sondern zwingend erforderlich. Denn die bisherige Sonderstellung des 
SPNV ist durch das Urteil aufgehoben, die daraus folgenden finanziellen und planerischen 
Risiken für den SPNV erheblich. 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) setzt sich, auch gemeinsam mit an- 
deren, seit vielen Jahren für einen grundlegenden Systemwechsel hin zu einem grenz- 
kostenorientierten Trassenpreissystem ein. Aus volkswirtschaftlicher und verkehrspoliti- 
scher Sicht halten wir diesen Ansatz weiterhin für die sinnvollste und nachhaltigste Lö- 
sung, um die Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrsträgers Schiene langfristig zu stärken. 

Gleichzeitig erkennen wir an, dass ein solcher Systemwechsel vor allem angesichts der 
aktuellen Haushaltslage des Bundes kurzfristig nur schwer umsetzbar ist. Dies darf die 
dringend notwendige Reform jedoch nicht weiter verzögern. 

Nicht zuletzt die extrem späte Trassenpreisgenehmigung im vergangenen Jahr hat die 
Schwächen des bestehenden Systems schonungslos offengelegt. Die Festlegung der 
Trassenpreise erst kurz vor dem Fahrplanwechsel hat bei Eisenbahnverkehrsunterneh- 
men und ihren Kunden zu erheblicher Unsicherheit geführt und belastbare
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wirtschaftliche Planungen nahezu unmöglich gemacht. Auch in diesem Jahr scheint ein 
ähnliches Szenario leider nicht ausgeschlossen. Der vom Bund ursprünglich angekün-
digte Zeitplan mit einer Umsetzung noch vor der parlamentarischen Sommerpause war 
bereits sehr ambitioniert und wird nach derzeitigem Stand nicht mehr einzuhalten sein. 
Klar ist jedoch auch: Eine Minimalreform, die sich ausschließlich auf untergesetzliche Re-
gelungen oder Anpassungen einzelner Anreiz- und Zuschlagsmechanismen innerhalb des 
bestehenden Systems beschränkt, würde an den Bedarfen der Branche und ihrer Kunden 
vorbeigehen. Dies entspricht auch der Einschätzung der Länder im vorliegenden Be-
schlussvorschlag.  
 
Erforderlich ist vielmehr eine grundlegende Reform, die insbesondere die Planbarkeit der 
Trassenpreisentwicklung über einen längeren Zeitraum erheblich verbessert und das 
System wirksam gegen externe Kosten- und Finanzierungseinflüsse absichert. Denn Un-
ternehmen benötigen verlässliche Rahmenbedingungen, um Investitionen zu tätigen, 
Verkehrsangebote zu entwickeln und langfristige Verträge mit ihren Kunden abzuschlie-
ßen – auch und gerade vor dem Hintergrund der ohnehin angespannten Situation im 
Schienenverkehr aufgrund des aktuellen Netzzustandes. 
 
Gerade für den Schienengüterverkehr braucht es dabei eine vergleichbare Planungssi-
cherheit, wie sie dem intermodalen Wettbewerber Straße im Rahmen des Mautsystems 
gewährt wird. Eine solche Verlässlichkeit ist nicht nur für die Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen von zentraler Bedeutung, sondern ebenso für die verladende Wirtschaft, die ihre 
Logistik- und Investitionsentscheidungen langfristig ausrichten muss. Hierbei handelt es 
sich nicht nur um eine verkehrspolitische, sondern um eine volkswirtschaftliche Notwen-
digkeit. Mehrjährige Planungssicherheit senkt Transaktionskosten für Verkehrsunterneh-
men und die verladende Wirtschaft. Sie stärkt die intermodale Wettbewerbsfähigkeit der 
Schiene, unterstützt also das verkehrspolitische Ziel einer stärkeren Verkehrsverlagerung 
auf die Schiene. 
 
Gleichzeitig benötigt auch der Schienenpersonennahverkehr deutlich mehr Planungssi-
cherheit. Die Länder weisen in ihrem Beschlussvorschlag zu Recht auf die erheblichen zu-
sätzlichen Belastungen hin, die sich aus dem EuGH-Urteil ergeben. Diese Mehrkosten 
müssen kurzfristig übernommen werden, um das Verkehrsangebot im Interesse der Be-
völkerung erhalten zu können. Der Bund muss hier seiner Verantwortung gerecht werden 
und diese zusätzlichen Belastungen angemessen kompensieren. 
 
Nach unserer Auffassung sollte die notwendige Kompensation der aktuellen Effekte des 
EuGH-Urteils jedoch nicht mit der absolut berechtigten Diskussion über eine generelle 
Aufstockung der Regionalisierungsmittel verknüpft werden. 
 
Für Letzteres hat der VDV in seiner Untersuchung „Das Deutschlandangebot – Gutach-
ten über die Finanzierung der Leistungskosten im deutschen ÖPNV 2024-2040“ bereits 
im Juni 2025 festgestellt, dass der Finanzierungsbedarf für den SPNV langfristig ober-
halb der aktuellen Dynamisierungsrate der Regionalisierungsmittel von 3,0 Prozent pro 
Jahr bleiben wird. Für einen konstanten Beitrag des Bundes an der Finanzierung des 
SPNV-Betriebs müsste die Dynamisierungsrate auf 3,6 Prozent pro Jahr steigen. Um im 
SPNV das Zielbild eines „Deutschlandangebots“ – insbesondere mit der Umsetzung des 
verkehrspolitisch verabredeten Deutschlandtakts – zu erreichen, müsste die Dynamisie-
rungsrate der Regionalisierungsmittel auf 5,2 Prozent pro Jahr steigen. Die zusätzlichen 
Mehrkosten aus dem EuGH-Urteil zu den Trassenpreisen sind darin noch nicht enthalten. 
 
An dieser Forderung halten wir weiterhin fest. 
 
Eine Vermischung der Forderung nach genereller Anpassung der Regionalisierungsmittel 
an die zukünftigen Bedarfe und der kurzfristigen Kompensation der Auswirkungen des 
EuGH-Urteils für den SPNV birgt jedoch die Gefahr, die dringend erforderliche Reform 



VDV – Die Verkehrsunternehmen | 23. Juni 2026 | 3/3

Für Ihr Engagement zugunsten eines leistungsfähigen, planbaren und wettbewerbsfähi- 
nken wir Ihnen ausdrücklich. 

des Trassenpreissystems zusätzlich zu verzögern und die notwendigen Entscheidungen 
weiter hinauszuschieben.

wir ersuchen Sie daher, sich im Rahmen der Ministerpräsidentenkonferenz für eine klare 
gesetzliche Regelung zur Reform der Trassenpreise einzusetzen, die sowohl eine aus- 
kömmliche Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur sicherstellt als auch langfristig be- 
lastbare Planungs- und Investitionssicherheit für die Unternehmen des Schienengüter- 
verkehrs, des Schienenpersonenfernverkehrs und des Schienenpersonennahverkehrs 
schafft. 

Zugleich muss gewährleistet werden, dass der notwendige und richtige Ausgleich der 
aus dem EuGH-Urteil resultierenden Mehrkosten des SPNV durch den Bund erfolgt und 
auch nicht indirekt zulasten anderer Verkehrsarten auf der Schiene finanziert wird. Eine 
solche Lastenverschiebung würde die Wettbewerbsfähigkeit des Schienenverkehrs ins- 
gesamt schwächen und den verkehrs- und klimapolitischen Zielen von Bund und Ländern 
zuwiderlaufen.




